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Gemeinsames Positionspapier des Westfälisch-Lippischen Landwirtschaftsverbandes e.V., der IHK Nord Westfalen und der Handwerks-

kammer Münster zu Kompensationsmaßnahmen 

hier: Bewertung aus Sicht der Bezirksregierung Münster 

 

Position Bewertung aus Sicht der BR Münster Bemerkung 

1. Da die Inanspruchnahme von Flächen für Kom-

pensationsmaßnahmen regionalen Unterneh-

men die Produktionsgrundlage beschneide und 

damit regionale Wertschöpfungsketten beein-

trächtige, müssten neue Wege gefunden wer-

den, um flächensparend zu kompensieren. 

 

 Die Kompensation eines Eingriffs in Natur und 

Landschaft ist gesetzlich vorgegeben (§ 13 

BNatSchG). Der flächensparende Umgang bei 

der Umsetzung von Kompensationsmaßnah-

men - insbesondere bei der Inanspruchnahme 

land- und forstwirtschaftlich genutzter Flächen – 

ist bereits heute gesetzlich vorgeschrieben (§ 14 

Abs. 3 BNatSchG) und wird auch entsprechend 

praktiziert. So werden – wenn fachlich und 

rechtlich möglich – möglichst viele Kompensa-

tionsmaßnahmen für die unterschiedlichen Ein-

griffsarten (Eingriff in den Boden, in den Natur-

haushalt, an das Landschaftsbild sowie arten-

schutzrechtlich erforderliche Maßnahmen) mul-

tifunktional auf einer Fläche umgesetzt.  

 Grenzen zeigt v.a. das europäische Arten-
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schutzrecht auf, da hier die Wahl von Ort, Zeit-

punkt und Art der Kompensationsmaßnahme 

wenig disponibel ist 

2. Es wird der Aufbau eines Kompensationskatas-

ters mit kontinuierlichem Monitoring gefordert, 

um eine Kontrolle der Wertigkeit bereits durch-

geführter Kompensationsmaßnahmen zu ge-

währleisten. Damit soll die Möglichkeit geschaf-

fen werden, mögliche „Überkompensationen“ 

auf künftige Kompensationsbedarfe anrechnen 

zu können. 

 Die verpflichtende Führung eines flächende-

ckenden Kompensationskatasters durch die un-

teren Naturschutzbehörden ist in § 34 LNatSchG 

geregelt.  

 Nicht eingeführt ist hingegen ein verpflichten-

des Monitoring der umgesetzten und im Ver-

zeichnis geführten Maßnahmen. Eine derartige 

Umsetzungs– und Wirkungskontrolle wäre nur mit 

einer entsprechenden Personalaufstockung für 

die Naturschutzbehörden umsetzbar. 

 Allerdings besteht bereits heute durch die Be-

vorratung von Kompensationsmaßnahmen 

(„Ökokonto-Regelung“ des § 16 BNatSchG i. V. 

m. § 32 LNatSchG) die Möglichkeit, sich einen 

Zuwachs an Wertigkeiten von Kompensations-

maßnahmen gutschreiben und für künftige 

Maßnahmen anrechnen zu lassen. 

 

3. Es wird die Einführung eines einheitlichen und 

transparenten Bewertungsmaßstabes als Grund-

lage für „maßgeschneiderte“ Kompensations-

konzepte gefordert. 

 Grundsätzlich gilt, dass jeder Vorhabenträger 

frei in der Wahl seiner Bewertungsmethode ist, 

solange es sich um ein fachlich / rechtlich an-

gemessenes Bewertungssystem handelt. Die 

vom LANUV entwickelten (und u.a. seit 1993 
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 existierenden) Bewertungsverfahren für unter-

schiedliche Vorhabenarten können somit den 

Antragstellern nur vorgeschlagen, nicht aber 

„aufgezwungen“ werden. 

 Beurteilt wird die Angemessenheit einer Metho-

de durch die jeweils zuständige Naturschutzbe-

hörde. Dies hat dazu geführt, dass sich in den 

jeweiligen Zuständigkeitsbereichen unterschied-

liche Bewertungsmethoden „durchgesetzt“ 

(durch Antragsberatung etc.) haben. Dabei ist 

aber darauf hinzuweisen, dass die Herange-

hensweise der verschiedenen Bewertungsme-

thoden vielleicht jeweils unterschiedlich ist – im 

Ergebnis (also in der Menge der erforderlichen 

Kompensationsmaßnahmen) die Unterschiede 

marginal sind.  

 Bei bezirksübergreifenden Vorhaben (z.B. Lei-

tungstrassen etc.) wird i. d. R. ein einheitliches 

Bewertungssystem zwischen den jeweils be-

troffenen höheren Naturschutzbehörden abge-

stimmt. 

4. Es wird die Umsetzung alternativer (flächenspa-

render) Kompensationsmaßnahmen, wie Ent-

siegelung, Aufwertung bereits bestehender 

Schutzgebiete, Umsetzung an Maßnahmen in 

und an Gewässern, produktionsintegrierte Maß-

 Bereits heute werden seitens der Naturschutz-

behörden viele der genannten Maßnahmen 

aus fachlicher Sicht favorisiert. Oft scheitert aber 

eine Umsetzung an der Flächenverfügbarkeit 

bzw. am zu geringen Aufwertungspotenzial von 
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nahmen, der Radwegebau sowie Dachbegrü-

nungen gefordert. 

 

bereits aus Naturschutzsicht gut entwickelten 

Flächen.  

 Die Forderung vorrangig Maßnahmen zur Ent-

siegelung oder durch Bewirtschaftungsmaß-

nahmen anzuerkennen gibt das BNatSchG be-

reits vor, findet aber mangels geeigneter Flä-

chen nur selten statt. Die Umsetzung der pro-

duktionsintegrierten Maßnahmen ist ausdrück-

lich im §31 LNatSchG geregelt. 

 Bei der im Positionspapier genannten Maßnah-

me „Radwegebau“ handelt es sich gemäß der 

gesetzlichen Definition (§ 14 BNatSchG) um ei-

nen  Eingriff (Versiegelung).  Somit ist eine Aner-

kennung als Ausgleichsmaßnahme nach derzei-

tiger Rechtslage  nicht möglich. Es ist darauf 

hinzuweisen, dass die Eingriffsregelung kein In-

strument einer ökologischen medienübergrei-

fenden Gesamtbilanzierung ist, sondern aus-

schließlich dazu dient, den (gesetzlich definier-

ten) Eingriff in den Naturhaushalt bzw. das 

Landschaftsbild auszugleichen.  

 Dachbegrünungen eignen sich ebenfalls nicht 

als Kompensationsmaßnahmen, da sie popula-

tionsökologisch nahezu unwirksam sind und so-

mit nicht den gesetzlichen Anforderungen ent-

sprechen können, die beeinträchtigten Funktio-

nen des Naturhaushalts bzw. des Landschafts-
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bildes gleichwertig wiederherzustellen. 

5. Es wird die Planung und Durchführung großräu-

miger und multifunktionaler Kompensationskon-

zepte gefordert; eine Verschärfung der beste-

henden Kompensationsregelungen wird abge-

lehnt. 

 

 Die Forderung nach einer großräumigen und 

multifunktionalen Maßnahmenplanung über 

Kompensationskonzepte wird seitens der Natur-

schutzbehörden begrüßt, da derartige Maß-

nahmen in der Fläche einen deutlichen Mehr-

wert für den Naturschutz haben als viele kleine, 

isoliert liegende Kompensationsmaßnahmen.  

 Das rechtliche Instrument zur Umsetzung derar-

tiger Konzepte gibt es bereits in der Ökokonto-

Regelung des § 16 BNatSchG i. V. m § 32 

LNatSchG. 

 

 

 

 

gez. Britta Kraus 


